
Von Klaus Köster

STUTTGART. 15 Millionen Euro haben Bund 
und Land in den vergangenen Jahren ausge-
geben, um den Handel im Südwesten bei sei-
nen Anstrengungen zur Digitalisierung zu 
fördern. Dies geht aus einer Antwort des 
Wirtschaftsministeriums auf eine FDP-An-
frage hervor, die unserer Zeitung vorliegt. 
Hierzu gehört etwa die Einrichtung von On-
line-Shops. Zwei Millionen Euro davon ent-
fallen auf Förderprogramme des Bundes.

Die Bilanz ist teilweise ernüchternd.  So 
seien lokale Online-Marktplätze, auf denen 
sich örtliche Geschäfte versammeln, mit 
einem hohen Aufwand verbunden. In vielen 
Fällen hätten sie sich aber nur so lange ge-
halten, wie es öffentliche Fördermittel gab. 
Es seien zwar immer mehr Händler online 
präsent, zunehmend aber über die großen 
Marktplätze wie Amazon. Der Anteil der 

Händler, die einen eigenen Online-Shop 
unterhalten, sinke dagegen.

Weitere Mittel fließen in ein Sofortpro-
gramm, das digitale Projekte wie Bestell-
Apps und regionale Lieferdienste für Online-
Bestellungen fördern soll.   Dass dieses Pro-
gramm mit lediglich fünf Millionen Euro 
ausgestattet sei, zeige, dass die Landesregie-
rung den Ernst der Lage nicht erkannt habe, 
erklärte Erik Schweickert, der einzelhandels-
politische Sprecher der FDP-Fraktion im 
Landtag, unserer Zeitung. Man werde in den 
anstehenden Haushaltsberatungen mindes-
tens eine Verdreifachung beantragen. Der 
Handel befinde sich in einer historischen 
Krise, für deren Überwindung gezielte Hilfen 
notwendig seien.

Nach Angaben der Landesregierung 
fließt dem Handel nicht nur eine direkte För-
derung zu; ihm kämen auch Programme für 
die städtebauliche Erneuerung zugute.

15 Millionen Euro für 
digitale Einzelhändler
Der Handel muss außer mit Corona auch mit der digitalen Konkurrenz 
klarkommen. Nicht alle Staatshilfen erfüllen die Erwartungen.

STUTTGART. In den nächsten Jahren könnte 
eine neue Abgabe zur Förderung des Nah-
verkehrs eingeführt werden. Die Landkreise, 
die der Verkehrsverbund Stuttgart (VVS) be-
dient, und die Landeshauptstadt haben sich 
für ein entsprechendes Pilotprojekt beim 
Land beworben. Die Koalition aus Grünen 
und CDU will in einem noch zu formulieren-
den Gesetz Städten und Kreisen ermögli-
chen, eine Abgabe für Bus und Bahn zu erhe-
ben. Was eingenommen wird, müsste zur 
Verbesserung des Nahverkehrs eingesetzt 
werden.

 Offen ist allerdings noch, wer bezahlen 
soll. Ein Gutachten hat verschiedene Model-
le, in denen alle  erwachsenen Einwohner, al-
le Autohalter oder alle -nutzer bezahlen, 
durchgerechnet. ks
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Erstmals Abgabe
 für Bus und Bahn
 im VVS möglich
Die Landkreise, Stuttgart und der 
Verkehrsverbund  könnten in einem 
Pilotprojekt den Zwangsobolus testen. 

STUTTGART. In Baden-Württemberg tritt 
von Mittwoch an wegen der steigenden Bele-
gung der Intensivstationen die sogenannte 
Alarmstufe in Kraft.  Landesweit gilt die 2-G-
Regel etwa in Restaurants, Museen, Kinos, 
Schwimmbädern, Fitnessstudios sowie bei 
den meisten  öffentlichen Veranstaltungen. 
Auch die Kontaktbeschränkungen für Unge-
impfte werden  verschärft.  Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann (Grüne) sprach von 
einer „sehr ernsten Lage“. 

Bei der Ministerpräsidentenkonferenz an 
diesem Donnerstag will er sich  dafür einset-
zen, dass die Länder auch nach Ende der epi-
demischen Notlage am 25. November  Aus-
gangssperren und Reisebeschränkungen für 
Ungeimpfte anordnen können. dpa

Im Südwesten tritt 
Alarmstufe in Kraft
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Von Christian Milankovic

Der Gedanke ist ebenso bestechend wie 
schlicht: Wer sich  im öffentlichen Raum mo-
torisiert bewegt, zahlt in einen Topf ein. Aus 
dieser Nahverkehrsabgabe wiederum sollen 
Busse und Bahnen gefördert werden, um 
Menschen zum Umstieg zu bewegen. 

Doch das Konzept hat gleich mehrere 
Schwachstellen. Da ist die soziale Kompo-
nente: Wer sich ein dickes Auto und die ho-
hen Parkgebühren heute in der Stadt leisten 
kann, den schreckt auch ein weiterer Obolus 
nicht ab. Am Ende sind es die, die jeden Euro 
umdrehen müssen, denen die Abgabe die in-
dividuelle Mobilität erschwert. 

Zudem droht der zweite vor dem ersten 
Schritt gemacht zu werden: Vor der Pande-
mie bewegten sich die Nutzerzahlen im Nah-
verkehr von Rekord zu Rekord. Das heißt: 
Busse und Bahnen haben kein Problem mit 
der Nachfrage, die man über durch die Nah-
verkehrsabgabe subventionierte günstigere 
Tickets ankurbeln müsste. Die Achillesferse 
des ÖPNV ist die Kapazität. Wer noch mehr 
Menschen ins vorhandene System lockt, oh-
ne das zuvor massiv ausgebaut zu haben,   
nimmt leichtfertig dessen Kollaps in Kauf. 

Die Politik macht es sich zu einfach. Das 
eingetriebene Geld in billigere Tickets zu in-
vestieren, um sich der Förderung des Nah-
verkehrs zu rühmen, ist bequemer, als neue 
Schienenstrecken gegen Widerstand durch-
zusetzen und deren Genehmigungsverfah-
ren zu beschleunigen. Wirksamer ist Letzte-
res aber allemal.

Weichenstellung auf 
den Irrweg droht
Mit der Nahverkehrsabgabe geht die 
Politik ins Risiko. Vorrangig braucht es 
den Ausbau der Infrastruktur.

25                        
Prozent der Befragten  unterstützen die 
Forderung, von   2030  an keine neuen Autos 
mit Verbrennungsmotor mehr zuzulassen. 
56 Prozent sprechen sich dagegen aus. 

41
Prozent der Befragten sprechen sich für 
eine volle Amtszeit des  grünen 
Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann 
aus, im Juli waren es noch 45 Prozent. 

Von Renate Allgöwer

STUTTGART. Die hohen Verbraucherpreise 
können die Bereitschaft der Bürger schmä-
lern,  den Klimaschutz zu unterstützen. Das 
zeigt die aktuelle Untersuchung des Baden-
Württemberg-Monitors der baden-würt-
tembergischen Zeitungsverlage. Wenn die 
Preise für Energie und Lebensmittel weiter 
steigen, könnte dies zu einer Belastungspro-
be für die neue Bundesregierung werden, er-
warten die Experten vom Institut für Demo-
skopie in Allensbach, die den BaWü-Check 
durchgeführt haben.  Darin zeigt sich die gro-
ße Mehrheit der Menschen im Land   durch 
die jüngste  Preissteigerungen  stark oder so-
gar sehr stark betroffen. Das Tanken betrifft 
71 Prozent der Bevölkerung besonders, ge-
folgt von Heiz- und Stromkosten, mit 66 und 
65 Prozent. 

Für die Zukunft erwarten die meisten Be-
fragten weitere Teuerungen. 53 Prozent er-
klärten, die zu erwartenden Klimaschutz-
maßnahmen würden für sie große finanziel-
le Belastungen bringen. Das wirkt sich auf 
die Akzeptanz  möglicher Maßnahmen aus. 

53 Prozent aller Befragten erklärten, sie sei-
en nicht bereit, für den Klimaschutz höhere 
Energiepreise zu zahlen.  

Der Umwelt- und Klimaschutz hat bei den 
Befragten ohnehin nicht die höchste Priori-
tät. Auf die Frage, worum sich die neue Bun-
desregierung besonders kümmern sollte, 
nennen die Befragten den Umwelt- und Kli-
maschutz erst an vierter Stelle. Viel wichti-
ger ist ihnen, dass die Rente sicher ist. Das 
sagen 65 Prozent. Die Rente schlägt in der 
Bedeutung auch das Bedürfnis nach bezahl-
barem Wohnraum. 

Der Landes-SPD nutzt der Sieg bei der 
Bundestagswahl nicht. 42 Prozent der Ba-
den-Württemberger gefällt die SPD im Süd-
westen nicht. Dennoch würden inzwischen 
41 Prozent im Land lieber eine Ampelkoali-
tion an der Regierung sehen als das grün-
schwarze Bündnis. Das sind zehn Prozent-
punkte  mehr als  im Juli.  Der Rückhalt für 
 Ministerpräsident Winfried Kretschmann 
(Grüne)  lässt  leicht nach. Für eine volle 
Amtszeit  sprechen sich 41 Prozent der Be-
fragten aus, im Juli waren es 45 Prozent. 
Leitartikel  

Höhere Energiepreise bremsen 
Bereitschaft zum Klimaschutz
BaWü-Check Umfrage der Tageszeitungen im Südwesten: Im Land  gibt es wenig Begeisterung für die neue 
Bundesregierung – aber große Erwartungen. Der Rückhalt für Ministerpräsident Kretschmann bröckelt.
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Mittags 8° | Nachts 5°
Nebel und Hochnebel, 
gebietsweise  Sprühregen

Börse
Dax

16247,86 Pkt.
+ 99,22 Pkt.

Euro-Stoxx 50

4401,49 Pkt.
+ 15,30 Pkt.

Euro

1,1368 Dollar
–  0,76 Cent
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Russland testet eine 
Rakete und zerstört so 
einen eigenen Satelliten. 
Trümmerteile fliegen durch 
das All. Die USA finden 
das rücksichtslos und 
gefährlich für die Besatzung der 
Internationalen Raumstation 
um den deutschen Astronauten 
Matthias Maurer. 

Schrott im All – 
Lebensgefahr!

  Lokales

Flucht vor den Taliban
Seit die Taliban Afghanistan unter ihrer
Kontrolle haben, sind ehemalige Ortskräfte
der Bundeswehr in ihrem Heimatland in
Gefahr. Einige von ihnen haben im Rems-
Murr-Kreis Zuflucht gefunden.

In Murrhardt wird gerätselt
Für die Neuauflage des Duells Murrhardt
gegen Annweiler am Trifels in der SWR-
Sendung Stadt-Land-Quiz war Moderator
Jens Hübschen gestern bei Dreharbeiten auf
der Suche nach Mitspielern unterwegs.

Murrhardt und Umgebung
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Streit um Leinenpflicht
Wegen Problemen mit Hundekot und ver-
letzten Wildtieren wird in Waiblingen über
eine Leinenpflicht für Hunde diskutiert.
Doch eine generelle Leinenpflicht im Au-
ßenbereich ist rechtlich nicht machbar.

Blick ins Umland

Vortrag über Emelie und Oskar Schindler, die etwa 1 200 Juden vor dem Holocaust retteten
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Ihr direkter Draht zu uns

- Anzeigen 0 71 91 / 808-114
anzeigen@bkz.de

- Vertrieb 0 71 92 / 92 90-11
info@murrhardter-zeitung.de

- Redaktion 0 71 92 / 92 90-20
redaktion@murrhardter-zeitung.de

Börse

Neustart im Wasserball
Gut eineinhalb Jahre waren Backnangs
Wasserballer zur Zwangspause verdonnert.
Mit internen Duellen bei den Aktiven sowie
der Jugend startete die TSG im Wonnemar
nun den Versuch eines Wiederbeginns.

Rems-Murr-Sport
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